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Parlamentarische Bürgerinitiative (69/BI XXV.GP) 
Einführung einer österreichweiten Statistik über Schwangerschaftsabbrüche und 
der Erforschung der Gründe dafür 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Ich beziehe mich auf die Parlamentarische Bürgerinitiative 69/BIXXV.GP (Aktion Leben).  

Folgende Maßnahmen werden in der Bürgerinitiative vorgeschlagen: 

1) Schaffung gesetzlicher Grundlagen für eine anonyme Statistik über 

Schwangerschaftsabbrüche 

2) regelmäßige wissenschaftliche Erforschung der Gründe für 

Schwangerschaftsabbrüche als Basis für Prävention und bedarfsgerechte Hilfen  

 

Stellungnahme aus Sicht der Abteilung Gesundheit Oberösterreich 

 

Punkt 1) 

Schwangerschaftsabbrüche bedeuten für den betroffenen Personenkreis eine sehr 

belastende psychische Situation. Diese Thematik bedarf eines sensiblen Umgangs sowohl 

mit dem betroffenen Personenkreis als auch damit verbundenen Daten. 

Bei einer gesetzlichen Verankerung muss der dafür notwendige  Aufwand und das zu 

erreichende Ziel abgewogen werden. Die Anonymität der betroffenen Personen muss 

gewährleistet und die Validität der erhobenen Daten gesichert sein. 

  

Punkt 2) 

Die Erforschung der Gründe für Schwangerschaftsabbrüche ist sinnvoll und wichtig, um 

eine bestmögliche Unterstützung des betroffenen Personenkreises anbieten zu können. 

Vorhandene Untersuchungen wie der „Österreichische Verhütungsreport 2015 (GynMed 

Ambulatorium Wien, Ambulatorium für Schwangerschaftsabbruch und Familienplanung) 
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behandeln unter anderen Fragen auch das Thema „ungewollte Schwangerschaft“. 

Derartige Untersuchungen können und sollen unbedingt  durchgeführt werden und als 

Grundlage dienen, eine bestmögliche Unterstützung und Begleitung des betroffenen 

Personenkreises zu sichern. 

 

 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Margarete Buchgeher 
 
 
 
Hinweise: 
Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter: 
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/amtssignatur  
Wenn Sie mit uns schriftlich in Verbindung treten wollen, richten Sie Ihr Schreiben bitte an das Amt der Oö. Landesregierung, Direktion Soziales und 
Gesundheit / Abteilung Gesundheit, Bahnhofplatz 1, 4021 Linz, und führen Sie das Geschäftszeichen dieses Schreibens an.
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